Gieſeß⸗ Sammlung 


i für die 2 
Königliden Preußiſchen Staaten. 
f — 21. — 


(Nr. 7850.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Juni 1871., betreffend den Tarif, nach welchem 
. das Hafengeld für die Benutzung des Winterhafens zu Graudenz zu ent⸗ 
richten iſt. 


A. Ihren Bericht vom 21. Juni d. I. habe Ich den anliegenden Tarif, 
2 nach welchem das Hafengeld für die Benutzung des Winterhafens zu Graudenz 

zu entrichten iſt, unter dem Vorbehalt einer Reviſion von fünf zu fünf Jahren 

genehmigt und vollzogen. : 


Derſelbe iſt mit dieſem Erlaſſe durch die Geſetz⸗ Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 24. Juni 1871. 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminifter. * 


D. ur i f, 
nach welchem das Hafengeld fuͤr die Benutzung des Winterhafens bei 
N Graudenz zu entrichten iſt. 5 
Vom 24. Juni 1871. 


Es wird entrichtet an Hafengeld für die Ueberwinterung von Stromfahrzeugen: 


a. von unbeladenen: 
1) von En Fahrzeuge von 1 Tonne bis einſchließlich 10 Tonnen Trag⸗ 
ähigkeit 


r x — Rthlr. 10 Sgr. 
2) von einem Fahrzeuge von mehr als 10 bis ein- 
H ſchließlich 20 Tonnen Tragfähigkeit. — 20 > 
; Jahrgang 1871. (Nr. 7850) 39 3) von 


Ausgegeben zu Berlin den 2. Auguſt 1871. 


on me 


von einem Fahrzer n mei r. 0 = 
ſchließlich 40 Tonnen Tragfähigkeit. 1 
4) von einem Fahrzeuge von mehr als 40 bis ein Be. 
ſchließlich 60 Tonnen Tragfähigkeit . 
5) von einem Fahrzeuge von mehr als 60 bis ein⸗ . 
4 ſchließlich 80 Tonnen Tragfähigkeit 2 20 
x 6) von einem Fahrzeuge von mehr als 80 bis ein- 
ſchließlich 90 Tonnen Tragfähigkeit . 


7) von einem Fahrzeuge über 90 Tonnen Tragfähigkeit 3 10 
E b. von beladenen: 
8) das Doppelte der vorſtehenden Sätze zu 1 bis 7. 
c. von Dampfſchiffen: 


9) für ein jedes ohne Rückſicht auf deſſen Größe.... 5 Rthlr. — Sgr. 
: Befreiungen. 
Br Von Entrichtung des vorſtehenden Hafengeldes find befreit: 
1 1) ſämmtliche Waſſerfahrzeuge, welche dem Staate eigenthümlich gehören 


2) Stromfahrzeuge, welche mit Königlichen oder Armee⸗Effekten oder ſonſt 
mit Staatseigenthum beladen oder vom Staate gemiethet und mit Sol- 
daten, ausgehobenen Leuten oder Tagelöhnern bemannt find; 


3) die zum Betriebe der Fahrzeuge gehörigen Nachen. 


Be Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 

5 Das Hafengeld wird von jedem Fahrzeuge erhoben, welches in dem Hafen 
überwintert, ſowie von allen denjenigen Fahrzeugen, welche bei eintretendem toft- 
wetter und Treibeiſe in den Sicherheitshafen einlaufen und dort vor dem Eife 
Schutz ſuchen. Es iſt in der Regel vor der Einfahrt in den Hafen zu entrichten. 
Zwingt ein erweislicher Nothſtand zur ungeſäumten Einfahrt in den Hafen, ſo 
kann dieſe ausnahmsweiſe vor Entrichtung des Hafengeldes geſchehen. Es muß 
en aber die Abgabe unverzüglich nach der Einbringung des Fahrzeuges gezahlt 
werden. 


Gegeben Berlin, den 24. Juni 1871. 
(J.. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


(Nr. 7851.) 


1 


15. Meiner Verordnung vom 26. September 1867. betreffend die Einrichtung 

J einer kommunalſtändiſchen Verfaſſung im Regierungsbezirk Wiesbaden, mit Aus- 

* ſchluß des Stadtkreiſes Frankfurt a. M., dem Antrage des Kommunallandtages 

R dieſes Regierungsbezirk entſprechend, das anliegende g 

£ 2 Regulativ für die Organiſation der Verwaltung des kommunalſtändiſchen 
Vermögens und der kommunalſtändiſchen Anſtalten in dem kommunal⸗ 

ſtändiſchen Verbande des Regierungsbezirks Wiesbaden 
hiermit genehmigen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung zur öffentlichen 


* Kenntniß zu bringen. 
8 Bad Ems, den 17. Juli 1871. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 
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Negulativ 
für die 
Organiſation der Verwaltung des kommunalſtaͤndiſchen Vermögens 
und der kommunalſtaͤndiſchen Anſtalten in dem kommunalſtandiſchen 
Verbande des Regierungsbezirks Wiesbaden. 


1. 
Ständiſcher Verwaltungs ausſchuß. 


Zum Zwecke der Verwaltung des Vermögens und der Anſtalten des 
kommunalſtändiſchen Verbandes des Regierungsbezirks Wiesbaden wird ein 
ſtändiſcher Verwaltungsausſchuß 
beſtellt. 


$. 2. 
Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes. 

Der Ausſchuß beſteht aus: 

1) dem jedesmaligen Vorſitzenden des Kommunallandtages, welcher auch 
in der Zwiſchenzeit bis zum nächſten Kommunallandtage im Ausſchuſſe 
verbleibt, und in deſſen Behinderung dem Stellvertreter deſſelben; 

2) ſechs Mitgliedern, welche von dem Kommunallandtage aus ſeiner Mitte 
dergeſtalt gewählt werden, daß mindeſtens eines derſelben den Standes— 
herren oder den Vertretern der großen Grundbeſitzer angehört. 

Die Wahl ad 2. erfolgt auf die Dauer des Mandats der Kommunallandtags— 
Abgeordneten ($. 6. der Verordnung vom 26. September 1867.) mit der Maßgabe, 
daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedſchaft im Ausſchuſſe bis zur Wahl 
des Nachfolgers fortdauert. 

Für das Ausſchußmitglied der Standesherren und der Vertreter der großen 
Grundbeſitzer iſt ein Stellvertreter aus der Zahl dieſer, für die übrigen Mitglieder 
aber ſind drei Stellvertreter aus der Zahl der Abgeordneten der Kreiſe zu 
wählen, welche für den Fall dauernder Behinderung der Ausſchußmitglieder nach 
der durch die erhaltene Stimmenzahl und bei Stimmengleichheit durch das Loos 
zu beſtimmenden Reihenfolge eintreten. 


F. 3. 


Wirkungskreis des Ausſchuſſes. 


Der Ausſchuß hat die Verwaltung des kommunalſtändiſchen Vermögens und 
der kommunalſtändiſchen Anſtalten nach Maßgabe der Beſchlüſſe des 9 
land⸗ 
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5 insbeſondere auch in Gemäßheit des von dieſen feſtzuſtellend 
ten. x 12 — 7 
Inwieweit im Uebrigen der Ausſchuß die Verwaltung ſelbſtſtändig zu führen 
oder die Beſchlußfaſſung des Kommunallandtages zu erwirken hat, wird durch 
beſondere für die einzelnen Verwaltungszweige feſtzuſtellende Regulative beſtimmt. 
Der Ausſchuß hat über die Ergebniſſe der Verwaltung dem Kommunal. 
landtage Jahresberichte zu erſtatten. 
Seinen Geſchäftsgang regelt der Ausſchuß durch eine von ihm zu ent⸗ 
werfende, durch Beſchluß des Kommunallandtages feſtzuſtellende Geſchäftsordnung. 


$. 4. 
Der Vorſitzende des Kommunallandtages.“ . 


Der Vorſitzende des Kommunallandtages und in deſſen Behinderung der 
Stellvertreter deſſelben führt den Vorſitz im Ausſchuſſe. Er beruft denſelben 
und leitet die Verhandlungen nach Maßgabe der Geſchäftsordnung ($. 3. a. S.). 
Er iſt berechtigt, jederzeit, namentlich auch wenn der Ausſchuß nicht verſammelt 
iſt, Kenntniß von dem Gange der Verwaltung zu nehmen, und ſind die ſämmt⸗ 
lichen ſtändiſchen Beamten verpflichtet, ihm jede verlangte Auskunft zu gewähren. 

Maßregeln, welche nach ſeiner Anſicht die Befugniß der ſtändiſchen Beamten 
überſchreiten oder für den kommunalſtändiſchen Verband und die Aufgaben def- 
ſelben weſentliche Nachtheile herbeiführen würden, kann er bis zur nächſten Aus⸗ 
ſchußſitzung beanſtanden. 


9.5. 
Ständiſche obere Beamte. 


Zur Beſorgung der laufenden Verwaltungsgeſchäfte kann ein beſoldeter 
Oberbeamter angeſtellt werden, welcher vom Kommunallandtage zu wählen und 
— Könige zu beſtätigen iſt. Dieſer Beamte führt den Titel eines Landes⸗ 
irektors. 

Dem Landesdirektor können nach Bedürfniß noch andere in gleicher Weiſe 
zu wählende obere Beamte (Landſyndikus ꝛc.) zugeordnet werden. 

Die oberen ſtändiſchen Beamten haben der Regel nach ihren Wohnſitz in 
der Stadt Wiesbaden zu nehmen. Sie werden vom orſitzenden des Kommunal- 
landtages in ihre Aemter eingeführt und vereidigt. 

Die Amtsdauer des gewählten Landesdirektors wird auf zwölf Jahre feſt⸗ 
geſetzt. Auf Antrag von acht Mitgliedern des Kommunallandtages kann aber bereits 
nach ſechsjähriger Dienſtführung der Kommunallandtag die Verabſchiedung des 
Landesdirektors beſchließen, in welchem Falle ihm die Hälfte ſeines Gehalts bis 
zum Ablauf der urſprünglichen zwölfjährigen Wahlperiode zu belaſſen iſt. 

Das Gehalt, die etwaige Penſion und andere Emolumente des Landes⸗ 
direktors und der etwaigen anderen oberen ſtändiſchen Beamten werden vor deren 
Wahl von dem Kommunallandtage beſtimmt. 

(Nr. 7851.) $. 6. 


en Finanz ⸗ 


§. 6. 
Obliegenheiten des Landesdirektors. a 
Der Landesdirektor führt als erſter ſtändiſcher Beamter, unter Betheili- 
gung der etwaigen anderen Beamten ($. 5.), die laufenden Geſchäfte der Ver⸗ 
waltung ſelbſtſtändig, vorbehaltlich des Rekurſes der Betheiligten an den kom— 
munalſtändiſchen Ausſchuß. Er vertritt die ſtändiſche Verwaltung nach Außen, 
verhandelt Namens derſelben mit Behörden und Privatperſonen, führt den 
Schriftwechſel und zeichnet die Schriftſtücke allein. 
5 Im Uebrigen wird der Umfang der Amtspflichten des Landesdirektors 
und der etwaigen anderen oberen ſtändiſchen Beamten, ſowie ihre gegenſeitige 
dienſtliche Stellung von dem Ausſchuſſe durch beſondere Geſchäftsinſtruktionen 
geregelt, deren Genehmigung dem Kommunallandtage vorbehalten bleibt. 
Sofern die Anſtellung eines Landesdirektors nicht erfolgt, werden die 
Funktionen deſſelben von dem Vorſitzenden des Kommunallandtages, beziehungs- 
weiſe deſſen Stellvertreter wahrgenommen. 


K 7, 
Ständiſche Büreaubeamte. 


Die Stellen der zur Beſorgung der Büreau-, Kaſſen- und anderen Ge— 
ſchäfte des Ausſchuſſes nöthigen Beamten werden der Zahl, der Dienſteinnahme 
und der Art der Beſetzung (auf Lebenszeit, auf Zeit, auf Kündigung) nach auf 
Vorſchlag des Ausſchuſſes mittelſt des Finanzetats beſtimmt. 

ö Die Beſetzung dieſer Stellen, bei welchen, ſoweit es ſich um das untere 

Kaſſen⸗ und Büreaudienſtperſonal handelt, die Beſtimmungen des $. 11. des 
Reglements über die Civilverſorgung ꝛc. der Militairperſonen vom 20. Juni 
1867. analoge Anwendung finden, erfolgt durch den Ausſchuß ſelbſtſtändig. 

Dieſe Beamten werden von dem Landesdirektor vereidigt und in ihre 
Aemter eingeführt. Sie erhalten ihre Geſchäftsinſtruktionen vom Ausſchuſſe. 

Das ſtändiſche Kaffen- und Rechnungsweſen wird durch beſonderes Regle⸗ 
ment geordnet. 

$. 8. 


Ständiſche Lokalkommiſſionen. 


Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner ſtändiſcher 
en können beſondere ftändifche Kommiſſionen oder Kommiſſare beſtellt 
werden. a 

Die Einſetzung und die Art und Weiſe der Zuſammenſetzung derſelben 
hängt von dem Beſchluſſe des Kommunallandtages ab. Die Wahl der Mit⸗ 

lieder ſteht dem Ausſchuſſe zu, wenn ſich der Kommunallandtag dieſelbe nicht 
für einzelne Anſtalten beſonders vorbehält. 

Die Kommiſſionen oder Kommiſſare führen ihre Geſchäfte unter der 
Leitung und Aufficht des Ausſchuſſes und empfangen von dieſem ihre Geſchäfts⸗ 
inſtruktion. 8 s 

9. 


8 | Ständiſche Inſtitutsbeamte. > 
Ueber die an den einzelnen ftändifchen Inſtituten anzuftellenden Beamten, Br 
über die Art der Anftellung derſelben und inwieweit dabei die Beſtimmungen 1 
des Reglements über die Civilverſorgung ꝛc. der Militairperſonen vom 20. Juni 9 
1867, (F. 11. und 12.) zur Anwendung kommen, wird durch die für dieſe 
Inſtitute zu erlaſſenden Ordnungen beſtimmt. Be 
$. 10. | u 
Beſtallungen. * 
Sämmtliche ſtändiſche Beamte haben die Rechte und die Pflichten mittel. = 
barer Staatsbeamten. 8 


Die beſonderen dienſtlichen Verhältniſſe der ſtändiſchen Beamten werden 
durch ihre Beſtallungen geregelt, welche für die oberen Beamten ($. 5.) vom 
Vorſitzenden des Kommunallandtages, für die übrigen vom Landesdirektor aus⸗ er: 
gefertigt werden. S 


$. 11. > 
O beraufſicht. ag 
Der Oberpräſident ift Behufs Wahrnehmung der ihm nach $. 19, der 3 2 


Verordnung vom 26. September 1867. zuftehenden Oberaufſicht befugt, über 

alle Gegenſtände der ſtändiſchen Verwaltung Auskunft zu erfordern und an 

den Berathungen des Ausſchuſſes entweder ſelbſt oder durch einen zu ſeiner SF 

Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. 5 
Er hat Beſchlüſſe des Ausſchuſſes, welche deſſen Befugniſſe überſchreiten 5; 

oder das Staatswohl verlegen, zu beanftanden und Behufs Entſcheidung über 

deren Ausführung dem betreffenden Reſſortminiſter ein ureichen. 


Dem Oberpräſidenten iſt demgemäß von den Sitzungen des Ausſchuſſes 5 je 
unter Angabe der Berathungsgegenſtände durch den Vorſitzenden zeitig Anzeige a 
zu machen, und find ihm Ausfertigungen der Beſchlüſſe des Ausſchuſſes zur Be 


Kenntnißnahme mitzutheilen. : 
Der Oberpräſident kann, wenn er ſolches im einzelnen Falle für erforder⸗ 


lich erachtet, den Lokalkommiſſionen ($. 8.) einen Beamten mit gleichen Befug⸗ 


niſſen zuordnen. Falls von letzterem eine Maßregel dieſer Kommiſſion bean. 5 

ſtandet werden ſollte, ſo iſt die Angelegenheit zunächſt an den ſtändiſchen Aus⸗ BL 

ſchuß zur weiteren Beſchlußnahme zu bringen. : 1 
(Nr. 7852.) 
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5 von Ueterfen nach Torneſch. Vom 1 J 871. . 
Au ‚Kaifers und Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſter Urkunde vom 
14. März 1871. der Ueterſener Eiſenbahngeſellſchaft die Konzeſſion zum Bau 
und Betriebe einer Pferde-Eiſenbahn von Ueterſen nach Torneſch, unter gleich⸗ 
zeitiger Verleihung des Expropriationsrechts „zu ertheilen geruht. 

] Die ale Urkunde gelangt durch das Amtsblatt der Königlichen 
Regierung in Schleswig zur Veröffent ichung. 


Berlin, den 19. Juli 1871. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Mebes. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in det Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


